
11-336 der Beilagen zu den stenoKraphischen Protokollen des Nationalrates 
Xe Gesetzgebungsperiode 

l18/J A n fra g e 

der Abgeordneten Pan si, Ben y a t Erich Hof s t e t t e r 

und Genossen 

~n den Bundesminister für Justiz, 

betreffend die Obereinigungskommission für Tirol. 

_._.1i:I;;t 

Der Österreichische Gewerkschaftsbund, Gewerkschaft der Arbeiter in 

der Land- und Forstwirtschaft, hat am 80 Härz 1950 bei der"beim Amte der 

Tiroler Landesregierung errichteten Obereinigungskommission den Antrag auf 

Zuerkennung der Kollektivvertragsfähigkeit gestellt. Der Antrag wurde von 

der Obereinigungskommission abgelehnt und dem Gewerkschaftsbund die Kol­

lektivvertragsfähigkeit mit der Begründung versagt, daß der Österreichische 

Gewerkschaftsbund seinen Sitz in Wien habe und daher nicht in Tirol kollek­

tivvertragsfähig sein kBnne e Diese Entscheidung wurde beim Verfassungsge­

richtshof angekämpft und von diesem aufgehoben. D'il.e Obereinigungskommission 

von Tirol hätte somit neuerlich zu entscheiden. Dem Österreichischen Ge­

werkschaftsbund wurde jedoch die Kollektivvertragsfähigkeit wiederum nicht 

zuerkannt. Als Begründung für die ablehnende Entscheidung vmrde diesmal 

die zu geringe Bedeutung des Österreichischen Gewerkschaftsbundes in Tirol 

angeführte Diese Entscheidung wurde abermals angefochten, wobei nunmehr der 

Verwaltungsgerichtshof zuständig war. Der Verwaltungsgerichtshof hat ai~ 

Entscheidung ebenfalls aufgehoben, da laut seiner Meinung die gesetzlichen 

Voraussetzungen für die Zuerkennung der Kollektivvertragsfähigkeit einwand­

frei gegeben waren e Die Obereinigungskommission von Tirol hat dieses Er­

kenntnis nicht beachtet und neuerlich negativ entschieden. Das gleiche ist 

bereits ein drittes und ein viertes Mal gescheh.~r. Nun hat die Obereini­

gungskommission von Tirol bereits ein fünftes Mal zu entscheiden. Es ist zu 

befürchten, daß die vier gleichlautenden Erkenntnisse des Verfassungs- und 

Verwaltungsgerichtshofes weiterhin vollkommen unbeachtet bleiben und dem 

Österreichischen Gewerkschaftsbund die Kollektivvertragsfähigkeit nach wie 

vor nicht zugesprochen und damit ein fundamentales Recht vorenthalten 

wird. 
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118/J 

Die unterzeichneten Abgeordneten richten daher an den Herrn 

Bundesminister für Justiz die nachstehenden 

.~tn fra ,g, e n 

1) Besteht. eine gesetzliche Möglichkeit, um die Obereinigungskommission 

von Tirol zur Respektierung von Erkenntnissen unserer ibersten Ge­

richtshofe zu veranlassen, oder kann sie auf unbegrenzte Zeit diese 

krasse Mißachtung des Rechtes fortsetzen? 

2) Ist der Herr Justizminister bereit, wenn es derzeit keine gesetzliche 

Möglichkeit gibt, dem 5sterreichischen Gewerkschaftsbund und dami~ den 

Land- und Forstarbeitern von Tirol zu ihrem Recht zu verhelfen, indem 

er dem Parlament einen Gesetzesentwurf vorlegt, durch den diese Ge­

setzeslücke geschlossen wird? 
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